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Initiativen für eine 
gemeinsame europäische Politik 
Deutsch-französische Konsultationen in Bonn 

Der Präsident der Französischen Republik, Georges 
Pomp i d o u, hielt während seines Aufenthalts in 
der Bundesrepublik Deutschland anläßlich der regel­
mä~igen deutsch-französischen Konsultationen (vgl. 
BULLETIN Nr. 104 vom 7. Juli 1971) am 6. Juli 1971 
bei einem Essen für den Bundespräsidenten und 
die· Bundesregierung in der Französischen Residenz 
auf Schloß Ernich folgende Ansprache: 

Herr Bundespräsident, Herr Bundeskanzler! 

Zuerst möchte ich Ihnen in meinem Namen und im 
Namen meiner Begleitung sagen, wie sehr ich die 
freundschaftliche Aufnahme schätze, die uns die 
deutsche Bundesregierung jedesmal, wenn ich nach 
Bonn komme, zuteil werden läßt. 

Wie ich es Ihnen, Herr Bundeskanzler, im Januar 
sagte, bin ich mehr denn je von der Bedeutung dieser 
Treffen überzeugt, die mit den Jahren ein wesentlicher 
Bestandteil im Leben unserer Regierungen und im 
Aufbau Europas geworden sind. Sogar ihre ständige 
Wiederholung, weit davon entfernt, sie in die Ein­
förmigkeit versinken zu lassen, bekundet deutlich, wie 
sehr unsere Schicksale eng miteinander verbunden 
sind und wie sehr unsere Handlungen abgesprochen 
werden müssen. 

So können wir die Schwierigkeiten überwinden oder 
zumindest teilweise beheben, die unweigerlich in der 
Zwischenzeit auftreten~ ln den Briefen, die Sie mir 
im Laufe der vergangenen Monate schrieben, um mir 
Ihre Besorgnisse oder Gespräche, die Sie mit anderen 
Regierungen hatten, mitzuteilen, haben Sie mir oft 
Ihre Überzeugung der Notwendigkeit dieser direkten 
Kontakte zum Ausdruck gebracht. 

So konnten wir im vergangenen Januar, schneller als 
man es sich hier und dort vorstellte, unsere Meinun­
gen über ein Thema, das uns am Herzen liegt, und 
zwar die Wirtschafts- und Währungsunion, aneinander 
annähern. Kürzliche Ereignisse haben uns daran er­
innert, wie schwer die diesbezügliche Aufgabe bleibt 
und ich glaube nicht, sagen zu können, daß wir genau 
dieselbe Meinung über die anzuwendenden Lösungen 
teilen. 

Ich glaube jedoch, daß wir uns nach diesen zwei Tagen 
gut verstanden haben und daß die Lösungen, wenn 
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sie auch nicht leicht sein werden, um so mehr, als 
sie nur einen vorläufigen Charakter haben können, 
letzten Endes sich dank der Offenheit unserer · Ge­
spräche abzeichnen werden. Daß die deutsche Regie­
rung und die französische Regierung sich in voller 
Freiheit und in voller Klarheit über alle die Punkte, 
über die sie sich einig sind, sowie über diejenigen, 
in welchen ihre Meinungen auseinandergehen, unter­
halten, erscheint mir von größter Wichtigkeit, insbe­
sondere zu einem Zeitpunkt, da unsere Gemeinschaft 
berufen ist, sich zu erweitern. 

Ich weiß wohl, welchen Wert Sie dem Erfolg der Ver·­
handlungen über den Beitrittsantrag Großbritanniens 
beigemessen haben. Sie wußten seit Den Haag und 
sogar seit Juli 1966, daß ich ebenfalls diesen Erfolg 
wünschte. Ich habe abe'r niemals verhehlt, daß es mir 
ebenfalls am Herzen lag, das Ergebnis dieser dreizehn 
Jahre des Gemeinsamen Marktes zu erhalten. Es war 
ganz natürlich, daß beinahe während eines ganzen 
Jahres, das heißt, während der Dauer der Diskussio­
nen über die Grundsatzprobleme, beiderseitig die 
Fragen und demzufolge die Schwierigkeiten betont 
wurden, die die Kandidatur Großbritanniens mit sich 
brachte. 

Dank insbesondere der glücklichen und fruchtbaren 
Gespräche, die ich mit dem britischen Premierminister 
führte, gemäß dem Wunsch, den Sie, Herr Bundes­
kanzler, und andere führende Kräfte der Sechs aus­
gedrückt hatten, konnte die französische Regierung 
im vergangenen Mai den Weg zu einem positiven 
Abschluß der Verhandlungen erschließen. Die voraus­
sichtliche Erweiterung der Gemeinschaft erlegt uns 
jedoch die dringende Pflicht auf, das Gemeinschafts­
werk zu schützen, von dem die deutsch-französische 
Zusammenarbeit ein wesentlicher Bestandteil ist. Des­
halb freue ich mich heute, daß nach den letzten 
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Sitzungen in Luxemburg wie üblich der Wille zur 
Verständigung zwischen unseren beiden Völkern und 
unseren beiden Regierungen zum Ausdruck kommt. 

Zu einem Zeitpunkt, da neue Länder, deren Geschichte 
mit der unseres alten Kontinents eng verbunden ist, 
sich uns wahrscheinlich anschließen werden, möchte 
ich sagen, daß das Europa, das wir bauen, weder ein 
geschlossener Block noch ei~ allen Winden offen­
stehendes Gasthaus sein darf. Die Europäische Ge­
meinschaft hat ihre eigene Persönlichkeit und ist pein­
lich auf ihre Identität bedacht; sie ist jedoch geneigt, 
weitgehend ihren Warenaustausch mit den Drittländern 
;zu entwickeln, und immer bereit, die Entspannung 
zwischen den Ländern des gesamten Europas zu er­
leichtern. 

Von dieser Entspannung kann ich wohl sagen, daß 
Frankreich stets dazu das Beispiel gegeben hat und 
daß Ihre eigene Politik, Herr Bundeskanzler, sich an 
ihrer Erweiterung und an ihrer Behauptung beteiligt. 
Die Gemeinschaft wird ein besseres Gleichgewicht er­
möglichen, in dem Maße selbst, wie sich Westeuropa 
das Gewicht und die Rolle wiedergeben wird, die seine 
Vergangenheit und die Fähigkeiten der Länder, aus 
denen es sich zusammensetzt, rechtfertigen. 

Das Unternehmen ist voller Schwierigkeiten und wird 
von uns ständige Bemühungen um Verständnis, Wach­
samkeit und Initiative fordern. Ein Grund mehr, um 
zu beharren. 

Das Ziel dieser Anstrengungen und ihre Durchfüh­
rungsweise müssen jedoch sehr klar bestimmt werden. 
Zwei Gefahren drohen uns, welche sie lähmen könn­
ten und uns zur Unwirksamkeit in Euphorie führen 
würden. Einerseits könnten wir veranlaßt sein, über­
mäßig die Gemeinschaftseingriffe auf Gebieten zu ver­
mehren, die augenscheinlich nationaler oder sogar 
regionaler Zuständigkeit unterliegen müssen, was die 
Gemeinschaft in einen übertriebenen Zentralismus 
führen würde, von dem Frankreich sich gerade zu 
dieser Zeit im eigenen Lande zu lösen sucht. Man 
sollte doch nicht glauben, daß man Europa schafft, 
weil man die Zuständigkeiten der Sozialhilfe oder der 
regionalen Raumordnung, die heute Zuständigkeiten 
Ihrer Bundesländer sowie im wesentlichen unserer 
regionalen oder örtlichen Behörden sind, auf Gemein­
schaftsebene verlagert. 

Umgekehrt wäre es trügerisch, sich selbst Illusionen 
hinzugeben, indem man behauptet, Stufen zu über­
springen und ehrgeizige Superstrukturen schaffen zu 
wollen, die ihrer Grundlage entbehren würden, solange 
wir im Bau dieser letzteren wie bisher nicht weiter 
vorankämen. Dies trifft besonders zu einem Zeitpunkt 
zu, da die Erweiterung zwangsläufig Schwierigkeiten 
verursachen wird, die wir uns nur unvollkommen vor­
stellen können und deren Lösung viel Einbildungs­
kraft und Willen verlangen werden. 

Es ist nicht so, daß ich die Vertiefung verlangsamen 
möchte, von der Frankreich ununterbrochen behauptet 
hat, daß sie mit der Erweiterung parallel verlaufen 
müsse. Ich wünsche aber, daß wir uns darin einig 
sind, zuzugeben, daß sie sich auf Gebiete allgemeiner 
Tragweite erstrecken muß, die somit selbstverständ­
lich in die gegenwärtige Zuständigkeit der nationalen 
Regierungen fallen. 
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So werden wir den Willen dieser Regierungen, wahr­
haftig auf dem Weg einer europäischen Union voran­
zukommen, auf die Probe stellen. Ich denke dabei 
zum Beispiel an die konjunkturelle Wirtschaftspolitik 
und selbstverständlich auch an ihre Währungsaspekte, 
aber ebenfalls an die Energiepolitik, die Schaffung 
eines europäischen Gesellschaftsrechts und vieles 
mehr. Ich könnte hier die lange Aufzählung der Fragen 
wiederholen, die ich im Haag aufgeworfen habe und 
deren Lösung, und das ist wohl das Mindeste, das ich 
sagen könnte, kaum vorangeschritten ist. 

Herr Bundespräsident, Herr Bundeskanzler, das Ver­
ständnis zwischen unseren beiden Ländern wird ein 
ausschlaggebendes Element des Erfolges dieser Ak­
tion sein. Als wir 1963 einen Vertrag unterzeichneten, 
der eine vollständige Änderung in unseren Beziehun­
gen bekundete, sind wir unseren Völkern, aber auch 
unseren Partnern gegenüber eine unwiderrufliche Ver­
pflichtung eingegangen. Mögen wir dies nicht ver­
gessen und mögen wir einem historischen Akt, der 
seit acht Jahren die treibende Kraft des europäischen 
Aufbaus gewesen ist, seine ganze Tragweite erhalten. 

Herr Bundespräsident, Herr Bundeskanzler, gnädige 
Frau, meine Herren, ich bitte Sie, Ihr Glas zu erheben 
auf das Wohlergehen und auf das Glück des deut­
schen Volkes, auf die deutsch-französische Freund­
schaft und auf ein unabhängiges und friedliches 
Europa. 

Bundeskanzler Willy 8 r an d t erwiderte mit der 
nachstehenden Ansprache: 

Herr Staatspräsident, Herr Bundespräsident, Herr 
Premierminister, Herr Botschafter, meine Herren 
Minister, meine Damen und Herren! 

Zum Abschluß dieser beiden Tage möge es mir ver­
gönnt sein, Ihnen, Herr Präsident, den Dank für Ihren 
Besuch in Sonn und für die inhaltsreichen Beratungen 
auszusprechen. 

Die Gespräche haben mir bewiesen, daß in dem Ver­
hältnis zwischen unseren Staaten jene Unverbrüchlich­
keil erreicht ist, die ich in meiner Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 als Ziel setzte. Ich bin zutiefst 
davon überzeugt, daß die Freundschaft zwischen 
unseren Ländern für die Einigung Europas von zen­
traler Bedeutung ist. 

Der grundlegende Wandel, der in den letzten zwei 
Jahrzehnten eingetreten ist, erlaubt es nicht mehr, die 
westeuropäische Szenerie im Sinne eines Kampfes 
um Vorherrschaft oder Gleichgewicht zwischen wech­
selnden Gruppierungen von Nationalstaaten zu be­
trachten. Für die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ist 
es im Prinzip - und zunehmend in der Praxis - die 
Solidarität, die ihre gegenseitigen Beziehungen be­
stimmt. Großbritannien hat durch seine Regierung 
bewiesen, daß es die gleiche Solidarität aufbringen 
will. Ich gehe davon aus, daß dies bei Dänemark, 
Norwegen und Irland nicht anders sein wird. 

Sie, Herr Präsident, haben durch Ihre ln ~tiative zur 
Haager Konferenz die seit damals wieder dynamisch 
verlaufende europäische Entwicklung entscheidend 
gefördert. Unter französischer Präsidentschaft sind die 
Erweiterungsverhandlungen weitgehend zu einem 
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sachlichen Abschluß gelangt. Dies ist der Augenblick, 
Ihnen aufrichtig Dank zu sagen für die Leistung, die 
Sie zugunsten unserer Länder und Europas vollbracht 
haben. 

Die sich erweiternde Gemeinschaft wollen wir, wie 
wir es in Den Haag beschlossen, zügig vertiefen: Die 
Wirtschafts- und Währungsunion bleibt daher - so 
umfassend wie vorgesehen - vordringliches Ziel der 
europäischen Politik meiner Regierung. 

Wir haben uns freimütig darüber ausgesprochen, wie 
wir zu einem einheitlichen währungspolitischen Vor­
gehen in der Gemeinschaft gelangen können. Wir 
wollen den vorgesehenen Prozeß nach Möglichkeit 
beschleunigen, aber wir müssen ihn auch vor Rück­
schlägen sichern. Unsere beiden Regierungen messen 
dem Ringen um Stabilität große Bedeutung bei. 

Die weitere institutionelle Entwicklung der Gemein­
schaft hat uns auch diesmal beschäftigt. Über das Ziel 
der europäischen Einigung sind wir ohnehin einig. Ich 
habe es aus meiner Sicht so formuliert, daß die Ent­
wicklung zu einer europäischen Regierung führen muß, 
die auf den Gebieten der gemeinsamen Politik die 
erforderlichen Entscheidungen treffen kann und der 
eine angemessene parlamentarische Kontrolle zu ent­
sprechen haben wird. 

Hier geht es um einen geschichtlichen Prozeß ohne 
Vorbild; wir tun gut daran, ihn nicht mit traditionellen 
Begriffen zu belasten, die der heutigen Wirklichkeit 
nicht mehr entsprechen. Es gilt, sich auf konkrete Auf­
gaben zu konzentrieren. 

Europa steht vor großen Aufgaben. Es wird seiner 
wachsenden Verantwortung gerecht werden müssen 
- gegenüber den ärmeren Völkern der Welt, gegen­
über dem großen amerikanischen Partner jenseits des 
Atlantik, aber auch gegenüber der Sowjetunion und 
unseren osteuropäischen Nachbarn. 

Wir sehen und fördern die Bemühungen, ein besseres 
Verhältnis zwischen Ost und West zu erreichen. Sie 
treffen zentrale Interessen der europäischen Völker, 
Konfrontationen abzubauen, die Zusammenarbeit zu 
verstärken und dabei den Frieden sicherer zu machen. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird bei jedem reali­
stischen Versuch in dieser Richtung einen aktiven und 
positiven Beitrag leisten. 

Bei den Bemühungen um eine Normalisierung unseres 
Verhältnisses zur Sowjetunion und zu den osteuro­
päischen Staaten haben wir einige Fortschritte ge­
macht. Wir werden einem stabilen Modus vivendi in 
Europa näher sein, wenn, wie ich hoffe, in absehbarer 
Zeit für Berlin eine befriedigende Regelung erreicht 
sein wird. 

Es liegt mir sehr daran, Herr Präsident, an dieser 
Stelle die Bemühungen Ihrer Regierung um Berlin zu 
würdigen. 

Herr Präsident, unsere Konsultationen sind nicht zu­
letzt deshalb so erfreulich, weil wir bei dem Abschluß 
der einen Runde bereits die nächste ins Auge fassen 
können. Es ist gut, in jeder Lage auf den ständigen 
deutsch-französischen Dialog zählen zu können. 

Hier geht es nicht nur um praktische Fragen von 
großem Gewicht, hier geht es auch um geistige Zusam­
menhänge von starker Intensität. Bei Heinrich Mann 
fand ich dieser Tage diesen Satz: "Wir führen Iebens-
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lang Vorstellungen und Begriffe mit, die nicht wären, 
wenn nicht Frankreich wäre ... " 

Es ist in unser aller Interesse, daß Frankreichs Ver­
ständigung mit allen Partnern der sich erweiternden 
Europäischen Gemeinschaft so herzlich und so freund­
schaftlich ist, wie es die Traditionen, wie es vor allem 
die Vernunft des Heute und des Morgen gebieten. 
Erlauben Sie gleichzeitig, daß wir - wie ich es gestern 
formulierte - die Verständigung zwischen Frankreich 
und der Bundesrepublik Deutschland als eine Entente 
Eiementaire betrachten, als den besonderen Auftrag, 
den uns die Erfahrungen der Geschichte übertragen 
haben, und als die Basis unserer europäischen Be­
stimmung. 

Deutsch-französisches Abkommen 
über Höchstflußreaktor 
Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
teilt mit: Anläßlich der deutsch-französischen Kon­
sultationen unterzeichneten der französische Minister 
für industrielle und wissenschaftliche Entwicklung, 
Franc;ois X. Ortoli und Bundesminister Prof. Dr.-lng. 
Hans Leussink am 6. Juli 1971 ein Zusatzabkommen 
zum deutsch-französischen Regierungsabkommen vom 
19. Januar 1967 über den Bau und den Betrieb eines 
Höchstflußreaktors. Das Zusatzabkommen soll die ver­
traglichen Bestimmungen den seither eingetretenen 
finanziellen und strukturellen Änderungen anpassen. 

Minister Leussink, der zusammen mit seinem Kollegen 
Minister Ortoli am 21. Mai 1971 den Höchstflußreaktor 
in Grenoble besucht hatte, erklärte bei der Unterzeich­
nung des Abkommens, daß er sich bei seinem Besuch 
in Grenoble davon habe überzeugen können, daß die 
Bemühungen der vergangenen Jahre zu einem guten 
und großen Erfolg geführt hätten. Er habe feststellen 
können, daß hier ein Ergebnis deutsch-französischer 
Zusammenarbeit vorliege, auf das man stolz sein 
könne und das weitere Erfolge in der Wissenschaft 
verspreche: Über eine deutsch-französische Zusam­
menarbeit hinaus für eine europäische Zusammen­
arbeit. 

Minister OrtoJi betonte, daß kein Zweifel daran be­
stehe, daß, wenn Deutschland oder Frankreich allein 
hätten beschließen wollen, einen solchen Reaktor zu 
bauen, sie sehr viel länger gezögert hätten oder dieses 
Projekt länger hätten hinauszögern müssen; nicht nur 
wegen der hohen finanziellen Anforderungen, sondern 
auch, weil man verpflichtet sei, für ein solches Projekt 
die fähigsten Wissenschaftler einzusetzen. Dieses 
Projekt gehe zudem über die Interessen Frankreichs 
oder Deutschlands allein hinaus, und auch andere 
Länder seien bereit, daran mitzuarbeiten. 

Das wissenschaftliche Programm des Höchstflußreak­
tors in Grenoble sieht vorwiegend Arbeiten auf dem 
Gebiet der nuklearen Festkörperphysik vor (z. B. 
Untersuchung von Kristallstrukturen, Gitterstörungen, 
Flüssigkeiten mit Hilfe der elastischen und nicht­
elastischen Neutronenstreuung). Daneben sind kern­
physikalische und kernchemische Experimente geplant 
- wie z. B. die Untersuchung schneller Spaltprodukte 
oder die Erzeugung von neutronenreichen Kernen 
durch Neutroneneinfangreaktionen. Eine weitere Auf-
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gabe wird die Untersuchung von komplexen organi­
schen Molekülen (Makromolekülen) sein, die sich auch 
auf organische Substanzen und gewisse analytische 
Probleme ausweiten läßt, die für die Biologen von 
Interesse sind (Hämoglobine, Nukleinsäuren usw.). 

ln dem deutsch-französischen Regierungsabkommen 
vom 19. Januar 1967 wurde vereinbart, daß der gemein­
same Reaktor von einem deutsch-französischen Institut 
verwaltet werden soll, das den Namen "Max von Laue­
Paul Langevin-lnstitut" erhalten hat. 

Neue Laufbahnverordnung 
für das Bundeskriminalamt 

Der Bundesminister des lnnern, Hans-Dietrich 
Genscher, erklärte zur neuen Laufbahnverordnung 
für das Bundeskriminalamt am 6. Juli 1971 in Bonn: 

Die Bundesregierung hat als eine der ersten Maß­
nahmen zur Durchführung des "Sofortprogramms Ver­
brechensbe~ämpfung" eine neue Laufbahnverordnung 
für die Kriminalpolizeivollzugsbeamten des Bundes im 
Bundeskriminalamt und im Bundesministerium des 
lnnern beschlossen. Sie soll die personellen Voraus­
setzungen für eine wirksame Verbrechensbekämpfung 
verbessern. Die Voraussetzungen für die neuen lauf­
bahnrechtlichen Regelungen hat der Deutsche Bundes­
tag durch das kürzlich verkündete Erste Gesetz zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs­
rechts in Bund und Ländern geschaffen. 

Die Verordnung tritt an die Stelle der bisherigen Lauf­
bahnverordnung aus dem Jahre 1964. Nach dieser 
Verordnung war der kriminalpolizeiliche Vollzugs­
dienst in eine Laufbahn des allgemeinen und in eine 
Laufbahn des leitenden Kriminaldienstes eingeteilt. 
Diese Gliederung entspricht nicht mehr der Aufgaben­
struktur des Bundeskriminalamtes. Die Entwicklung 
der Kriminalität führt zu wesentlich höheren Anforde­
rungen an die Verbrechensbekämpfung. Sie ergeben 
sich vor allem aus der größeren Mobilität des Ver­
brechers, der internationalen Verflechtung des Ver­
brechertums und der raffinierten Verbrechensplanung 
und -ausführung unter Verwendung moderner techni­
scher Hilfsmittel. Kriminalpolizeiliche Aufgaben dieses 
Schwierigkeitsgrades können nur noch von qualifiziert 
ausgebildeten Beamten des gehobenen und höheren 
Dienstes erfüllt werden. Der kriminalpolizeiliche Voll­
zugsdienst des Bundes wird daher nach der neuen 
Verordnung aus einer Laufbahn des gehobenen und 
aus einer Laufbahn des höheren Kriminaldienstes 
bestehen. 

Außerdem werden durch die neuen Laufbahnvorschrif­
ten die Möglichkeiten der Personalgewinnung und des 
Personalaustausches zwischen Bund und Ländern ver­
bessert. 

ln der Verordnung ist auch das Leistungsprinzip, vor 
allem der weitgehende Verzicht auf Lebensaltersgren­
zen und Dienstzeitvoraussetzungen für Einstellung, 
Beförderungen und Aufstieg stärker berücksichtigt 
worden. 

Mit dieser neuen Laufbahnverordnung hat die Bundes­
regierung einen weiteren wichtigen Schritt in Richtung 
auf ein zeitgemäßes öffentliches Dienstrecht getan. 
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Ernennung von Bundesrichtern 
Beim Bundesverwaltungsgericht und Bundesfinanzhof 

Das Bundesministerium der Justiz teilt mit: Der Bun­
desminister der Justiz, Gerhard Jahn, überreichte am 
1. Juli 1971 die Ernennungsurkunde an 

Frau Dr. Charlotte Eckstein, Ministerialrätin beim Bun­
desministerium des lnnern, zur Bundesrichterin beim 
Bundesverwaltungsgericht in Berlin, 

Anton Erdweg, Finanzgerichtsrat beim Finanzgericht 
in Düsseldorf, zum Bundesrichter beim Bundesfinanz­
hof in München, 

Horst Heise, Ministerialrat im Finanzministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen, zum Bundesrichter beim 
Bundesfinanzhof in München, 

Dr. Jochen Vogler, Regierungsdirektor beim Finanzamt 
Darmstadt, zum Bundesrichter beim Bundesfinanzhof 
in München. 

Frau Dr. Eckstein, 1926 geboren, legte 1949 die erste 
und 1956, nach ihrer Flucht aus der sowjetischen Be­
satzungszone, die zweite juristische Staatsprüfung ab. 
Im Jahre 1950 promovierte sie bereits zum Dr. jur. 
Nach längerer Tätigkeit beim Untersuchungsausschuß 
freiheitlicher Juristen in Berlin wurde sie 1956 als 
Rechtsanwältin beim Kammergericht Berlin zugelas­
sen. Ab 1956 war sie als wissenschaftliche Hilfsarbei­
terin beim Bundesverwaltungsgericht tätig. Seit 1960 
arbeitete sie im Bundesministerium des lnnern, wo sie 
1969 zur Ministerialrätin ernannt wurde. 

Anton Erdweg, 1923 geboren, legte 1949 die erste und 
1954 die zweite juristische Staatsprüfung ab. Im 
gleichen Jahr begann er als Assessor beim Amts­
gericht Aachen, wurde dann Finanzassessor im Bezirk 
der Oberfinanzdirektion Köln. Von 1958 bis zum Jahre 
1962 war er Regierungsrat beim Finanzamt Bonn, 
wechselte dann zum Finanzgericht Düsseldorf als 
Hilfsrichter über und wurde beim gleichen Gericht 
1962 Finanzgerichtsrat 

Horst Heise, geboren 1925, legte 1950 die erste 
und 1955 die zweite juristische Staatsprüfung ab. 
Seine berufliche Laufbahn begann er 1955 in der 
Finanzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen, 
daran schloß sich eine längere Tätigkeit beim Finanz­
amt Wuppertai-Eiberfeld an. Seit 1967 war er im 
Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 
tätig, wo er 1970 auch zum Ministerialrat ernannt 
wurde. 

Dr. Jochen Vogler, geboren 1928, legte 1952 die erste 
und 1956 die zweite juristische Staatsprüfung ab. 1962 
promovierte er zum Dr. jur. 1956 ließ er sich als 
Rechtsanwalt und Notarvertreter in Frankfurt nieder, 
arbeitete als Justitiar in einem Wohnungsunternehmen 
und trat schließlich noch im gleichen Jahr als Assessor 
in den Finanzdienst des Landes Hessen. ln den fol­
genden Jahren arbeitete er bei den Finanzämtern 
Darmstadt und Wetzlar, bis er 1961 an die Ober-: 
finanzdirektion Frankfurt (Main) abgeordnet und später 
versetzt wurde. Seit 1964 war er als Oberregierungsrat 
im Hessischen Finanzministerium tätig, bis er 1969 
Leitender Regierungsdirektor und Vorsteher des 
Finanzamts Darmstadt wurde. 


